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Unbehagen in unserer Demokratie

„W/r w issen , daß dieses V o lk  w e it  m eh r  a n fä llig  is t  fü r  d ie Pest des 
N a z ism u s  als fü r  die U n terw a n d eru n g  durd i Freunde U lbrichts. U nd  
w ir  ver la n g en  m it  vo llem  N a d id ru d : u n d  aller V e ra n tw o r tu n g , d ie w ir  
fü r  d iesen  S taa t u n d  d ieses V o lk  fü h le n , daß unser P arlam ent, unsere  
R eg ieru n g  u n d  unsere  Ju s tiz  rüdcsid itslos unsere F reiheit u n d  Demo= 
kra tie  gegen  jede  B edrohung  — au d i geg en  die v o n  re d its  — w irksa m  
sd iü tz t . L u d w ig  R osenberg

a u f dem  DGB=Kongreß 1966

Wenn in diesem Jahre die Notstandsgesetzgebung wiederum das Mißtrauen 
der Mehrheit der Delegierten auf dem DGB-Kongreß in Berlin auf sich zog, 
so ist dies kennzeichnend für den anti-militaristischen, pazifistischen Drall, der Ln 
unserer Bundesrepublik bei keiner der organisierten Gruppen stärker als bei den 

Gewerkschaften entwickelt ist. Auch sind die emotionalen Nachwirkungen des 
Schocks, den die Erfahrungen mit der Hitlerdiktatur hinterlassen haben, heute 
noch bei kaum jemandem so groß wie bei vielen Gewerksciiaftsführern. Das mag 
die Gewerkschaften in mancher Hinsicht ehren. Ob es allerdings der Rationalität 
ihres Wollens und Handelns zugute kommt, ist eine andere Frage j denn, wo 
Emotionalitäten allzu lebendig sind, liegt der aus Angst und Wunschdenken ge
borene gedankliche Kurzschluß allzu nahe.

Die Realitäten des Atomzeitalters richtig einzuschätzen und in ihren Kategorien 
denken zu lernen, ist ein schwieriges Unterfangen. Diese neue Wirklichkeit ist 
aber sicherlich nicht so einfach, daß in ihr nur noch die Alternative „Frieden oder 
Atomkrieg", die offensichtlich vielen Pazifisten unter den Gewerkschaftern vor
schwebt, Platz hat. Diese Leute sind überzeugt, mit einem neuen Krieg, der nur 
ein Atomkrieg sein könne, sei das „Ende mit Schrecken" gekommen. Es durch 
Notstandsgesetze vorbereitend ordnen zu wollen, sei völlig sinnlos. Mit solchen 
Gesetzen könne daher nur etwas ganz anderes bezweckt werden.

In Wirklichkeit sind auch in Europa mancherlei Situationen — vom äußerst zuge
spitzten kalten Krieg bis zum heißen Krieg mit konventionellen Waffen — denk
bar,- Situationen, die nicht ohne besondere Vollmachten der Exekutive gemeistert 
werden könnten. Solche Möglichkeiten sind sogar wahrscheinlicher als jene allzu 
simple Alternative. Vor ihnen die Augen verschließen, hieße, aus Angst vor dem 
Tode Selbstmord begehen. Man sollte vielmehr alles tun, um sich sorgfältig auf 
alle Eventualitäten vorzubereiten, damit wir gegebenenfalls als Volk nicht nur 
physisch zu überleben, sondern auch ein Maximum politischer Freiheiten hinüber
zuretten vermögen. Im übrigen ist ein Volk, das — Gott sei Dank — selbst keine 
Weltmachtpolitik mehr betreiben kann, gegen einen Krieg um so mehr gesichert, 
je unmißverständlicher sein Verteidigungswille ist.

Auch sollte man nicht vergessen: nicht nur Notstandsgesetzte, a l l e  grundlegen
den Gesetze und Institutionen können mißbraucht werden. Ob dies geschieht, 
hängt vom Geist der Menschen ab, welche die Gesetze handhaben, und von den
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Verhältnissen, die Geist und Gesinnung der Mensdien prägen. Für den „inneren 
Notstand" gilt dies mindestens im gleidien Umfang wie für den „äußeren". Audi 
die Weimarer Republik ist nidit an den Notverordnungen zugrunde gegangen, 
sondern an der Unfähigkeit ihrer Politiker und Ökonomen, mit den öffentlidien 
Aufgaben ihrer Jahre fertig zu werden. Und hier bei der Unfähigkeit gewisser 
Führungsgruppen setzt wieder — teils lähmend, teils in falsche Riditung aktivie
rend — das Mißtrauen vieler Gewerksdiafter ein, denen unsere politisdien und 
wirtsdiaftlidien Maditverhältnisse verdäditig sind. Dafür legte das Referat des 
DGB-Vorsitzenden Ludwig Rosenberg erneut Zeugnis ab. In seinen Ausführungen 
wurde jenes „Unbehagen" der Gewerksdiaften in unserer Demokratie wieder 
deutlidi, das wir in unserer Zeitsdirift sdion vor 10 Jahren analysiert haben.
Damals sdirieben wir u. a.: „Viele Gewerksdiafter können keine positive Ein
stellung zu unserer demokratischen Wirklichkeit gewinnen, die in ihren Augen 
nur eine formal-liberale, bürgerliche Demokratie ist, Ausgangspunkt und Grund
lage eines allumfassenden kapitalistisdien Restaurationsprozesses und daher nach 
ihrer Meinung den Massen das Eigentliche schuldig bleibt: Sicherheit, geredite 
Einkommensverteilung und freiheitlidie Mitbestimmung bei der Gestaltung der 
Arbeitsverhältnisse." — Rosenberg ging sogar noch weiter, wenn er apodiktisdi 
die demokratisdie Eignung unseres Volkes schlechthin in Frage stellte: „Es gibt 
keinen demokratischen Rechtsstaat, wenn die Mehrzahl der Bürger dieses Staates 
keine wirklidien Demokraten sind und sich ihrer Verpflichtung in einer Demo
kratie nicht gewachsen zeigen." Er unterschied dabei offensichtlich zwischen dem 
deutschen Volk und der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmerschaft.
Letztere erschien als das Bollwerk der Demokratie,- wie überhaupt die gewerk
schaftliche Apologetik seiner Rede unmißverständlich war und in merkwürdigem 
Gegensatz zu seiner eigenen Forderung stand: „Wir wollen kritisch und nüchtern, 
wie es der Ernst dieser Frage erfordert, uns prüfen . . . " Der Wunsch, die gewerk
schaftlichen „Leistungen aber ebensowenig unter den Scheffel zu stellen", ließ die 
Selbstprüfung jedodi schnell in Vergessenheit geraten.

Nun kann man sicherlich den westdeutschen Gewerkschaften bescheinigen, daß 
sie in den letzten 20 Jahren beim Gebrauch ihres Streikrechts mehr common sense 
als ihre Schwesterorganisationen in den klassischen Demokratien des Westens 
gezeigt haben; auch muß man ihnen zugestehen, daß sie in der Lohnpolitik nicht 
gut gegen den Strom schwimmen konnten, wenn unter der Laisser-faire-Politik 
einer wenig entscheidungsfreudigen Regierung die Gruppeninitiative im Kampf 
um Einkommen und Macht Trumpf war. Doch ging Rosenberg in seiner Rede ent
schieden zu weit, wenn er behauptete „daß die Gewerkschaften die so oft zitierte 
Marktsituation nicht nach den Gesetzen von Angebot und Nachfrage rücksichtslos 
nutzten, wie es sonst in der Wirtschaft keineswegs als unmoralisch angesehen zu 
werden pflegt", und wenn er hinzufügte, „sie (die Gewerkschaften) sind sogar mit 
ihren Lohn- und Gehaltsforderungen hinter den Gegebenheiten dieser Markt
situation so weit zurückgeblieben, daß die Effektivlöhne und Gehälter, die von 
den Unternehmern freiwillig gezahlt werden, oft genug weit über den von den 
Gewerkschaften vereinbarten Tarifabkommen liegen." Rosenberg schien dabei zu
mindest übersehen zu haben, daß es ja auch die von den Gewerkschaften forcierte 
Arbeitszeitverkürzung gewesen ist, welche die Effektivlöhne über die Tariflöhne 
hinaus gesteigert hat; das heißt, daß man auch durch die Verringerung eines An
gebots eine Marktsituation nicht nur nutzen, sondern sogar schaffen kann.

Sicherlidi gibt es genügend Grund, sich um unsere Demokratie Sorgen zu machen.
Sie ist unter den Wärmestrahlen der Ost-West-Spannung und in der Treibhaus
luft einer vollbeschäftigten Wirtschaft in allzu jungen Jahren fettleibig und asth
matisch geworden. Wie sie härtere Witterungsbedingungen überstehen wird, mag 
daher fragwürdig erscheinen. Die Diagnose des DGB-Vorsitzenden wurde jedodi 
unserer Situation kaum gerecht. Dafür enthielt seine Rede zu viele der gleichen 
Schwächen und Mängel, durch die auch die von ihm kritisierten Zustände, Ein
stellungen und Verhaltensweisen gekennzeichnet sind. Wie sollte dem auch an
ders sein. Die Gewerkschaften sind genauso Kinder unserer „pluralistischen Kon
sumdemokratie" wie alle anderen Gruppen und Organisationen. Auch an ihnen 
ist der Geist anspruchsvoller Selbstgefälligkeit nach dem Muster „Wir sind auch 
wer!" und „Jedermann weiß, wer wir sind!" nicht spurlos vorübergegangen. Auch
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ihnen geht es daher in erster Linie darum, ihre Machtposition zu erhalten und 
auszuweiten und dabei zu demonstrieren, wie vorteilhaft das Stück Kuchen an 
Löhnen und Freizeit ausgefallen ist, das sie für die Arbeitnehmersdiaft heraus
zuschneiden vermochten.

Dies ist durchaus legitim, solange man sich mit einer reinen Interessenvertretung 
begnügt. Sobald man sich aber zum Sachwalter des Gemeinwohls macht, so
bald man auf dem Gebiete der allgemeinen Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik 
mitsprechen will, weil die dafür zuständigen politischen Instanzen offenbar ver
sagen, überzeugt man nur, wenn man der Kritik an anderen die Selbstkritik hin
zufügt, wenn man nicht nur von anderen Opfer und Einsicht verlangt, sondern 
sich dazu auch selbst bereit findet und dafür konstruktive und praktikable Vor
schläge macht. Inhaltsleeres Pathos wie; „Nichts ist ein Wert an sich — es sei 
denn der Mensch!" genügt ebensowenig wie allgemeine unartikulierte Verdäch
tigungen, die eine „Gefahr von rechts" unkonkretisiert lassen und sich damit 
unter Umständen in den Verdacht bringen, vom eigentlichen Dilemma unserer 
Demokratie abzulenken.

Dieses Dilemma liegt in den sich massierenden Zielkonflikten, unter denen unsere 
Demokratie in wachsendem Umfange leidet. Auch von dieser Krankheit sind die 
Gewerkschaften nicht verschont geblieben. Nimmt man das Bukett von Forderun
gen (z. B. für die Bildungs-, Sozial-, Vermögens-, Einkommens-, Arbeitszeitpolitik 
und Entwicklungshilfe), das auf dem DGB-Kongreß dieses Jahres gebunden wurde, 
so wurden uns jene Konflikte wieder einmal plastisch vorexerziert. Von der einzig 
möglichen Therapie und der Schwierigkeit ihrer Realisierung, nämlich Prioritäten 
innerhalb der Zielskalen zu setzen, war so gut wie überhaupt nicht die Rede. 
Hätte der DGB 1965 nicht auf dem internationalen Forum des „Europäischen Ge
sprächs" in Recklinghausen das Thema der öffentlichen und privaten Bedarfs
bildung so ausgiebig diskutieren lassen (vgl. WIRTSCHAFTSDIENST, August 
1965, S. 417 ff.), möchte man fast meinen, die Aktualität dieses Dilemmas wäre 
ihm bis zum heutigen Tage unbekannt geblieben.

Sicherlich sollte man die Gefahr, die unserer Demokratie eines Tages von rechts 
drohen könnte, nicht unterschätzen. Doch scheint es uns offen, ob die Gewerk
schaften sie an der richtigen Stelle suchen und ob sie erkennen, daß eine solche 
Gefahr erst dann wirklich akut wird, wenn sich unsere „pluralistische Demo
kratie" außerstande zeigt, ihre öffentlichen Aufgaben zu bewältigen. Dazu gehört 
auch, daß wir uns im Rahmen der Weltpolitik bereit und in der Lage zeigen, 
unsere Freiheit zu verteidigen und daß wir unseren an sich schon knapp be
messenen Handlungsspielraum in der Außenpolitik nicht unnötig durch Illusionen 
und Lebenslügen, insbesondere in der Wiedervereinigungsfrage, selbst ein- 
schränken. H einz-D ietrich O rtlieb

„Um es in  aller K ü rze  zu  sagen: A to m w a ffe n  sin d  als A b sc h re A m itte l g eg en  A to m a n g r iffe  not= 
w endig , a ls A bsch reckm itte l geg en  örtliche, ge ta rn te  A g g ress io n en  aber s in d  sie  w irk u n g s lo s  . . .  
Die p ra k tisd ien  S d ilu ß fo lg eru n g en  sin d  beunru h ig en d  e in fa d i. D ie h e rk ö m m lid is te  aller W a ffe n  
und zu g le id i d ie jen ige , die ke in e  N a tio n  en tbehren  ka n n , is t  e in  V o lk , das en tsd ilo ssen  is t, zu r  
V erte id igung  se iner F reiheit ,an d en  K üsten  zu  kä m p fe n , in  den S traßen  z u  k ä m p fen '. Z w a r w ird  
es, w ie m u tig  es auch se in  m a g , n ie  einem  G egner w id ers teh e n  kö n n en , der die M e th o d en  des  
totalen K rieges anw en d e t. A b e r  w e n n  es s ta rk  u n d  m u tig  g e n u g  is t, w ird  es überleben , u n d  zw a r  
tvegen der A b n e ig u n g  des A n g re ife r s , of f en  den to ta len  K rieg  zu  en tfe sse ln . D as o f t  gehörte  
A rg u m en t: ,W o zu  soU es g u t se in , e in  paar D iv is io n e n  m eh r zu  b ew a ffn e n , w e n n  w ir  w is sen , daß  
im  E rnstfa ll Europa do d i n icht v e r te id ig t w erd en  kann ? ' is t  ebenso fe ig e  w ie  falsch . . .  W e n n  die  
Tsdiechoslow akei u n d  P olen in  der P eriode k u rz  nach dem  K rieg  m it  e iner A n za h l D iv is io n e n  u n d  
dem  ungebrochenen G eiste  des F inn land  v o n  a u sg erü ste t g ew esen  w ä ren , h ä tten  die R ussen  
w eder die poln ische R eg ieru n g  a b se tzen  n o d i ih re n  S taatsstreich  in  Prag a u sfü h ren  kö n n en . S ie
wären g ezw u n g en  g ew esen , ihre  K arten  au fzudecken  u n d  o f f en  K rieg  zu  fü h re n  — u n d  die W ahr^
sd ie in lichkeit b es teh t, daß  sie es n ich t gew ag t h ä tten , dieses R is iko  e in zu g eh en . Es i s t  ta tsäd ilich  
beunruhigend  ein fach: fre ie  M enschen  m ü ssen  bereit se in , ih re  F reiheit z u  v e r te id ig en , oder sie  
w erden verlieren ."

A u s :  A r th u r  K oestler, D iesse its v o n  G u t u n d  Böse,
Bern u n d  M ünchen  i g 6j ,  S. 295 f .
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